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Teil 1 - Begründung

1. Einleitung

1.1 Planungsanlass und Planungsziele

Die Gemeinde Selmsdorf stellt derzeit den Bebauungsplan Nr. 18 „Deponie am Ihlen-
berg" auf. Mit der Erarbeitung des Bebauungsplanes übernimmt die Gemeinde
Selmsdorf gegenüber dem Deponiebetreiber eine starke Position, um ihre lnteressen
zu verdeutlichen. Sowohl die Deponieanlage selbst als auch die mit dem Betrieb ver-
bundenen Verkehre, lmmissionen und Veränderungen des Landschaftsbildes haben
einen erheblichen und nachhaltigen Einfluss sowohl auf das interne Gemeinwesen
der Gemeinde Selmsdorf als auch auf die Wirkung der Gemeinde nach außen. Dabei
geht es der Gemeinde um einen ausgewogenen Abgleich der betrieblichen Interes-
sen des Deponiebetreibers mit den gemeindlichen lnteressen des Allgemeinwohls.

Der Bebauungsplan Nr. 18 „Deponie auf dem Ihlenberg" verfolgt das Ziel, die bishe-
rige und sicherlich noch nicht abgeschlossene positive Entwicklung der Gemeinde mit
den lnstrumenten der Bauleitplanung städtebaulich zu untersetzen und durch len-
kende Festsetzungen des Bebauungsplanes auch für die Zukunft zu sichern. So sol-
len die in der Vergangenheit getätigten öffentlichen lnvestitionen in das Gemeinwe-
sen und in die lnfrastruktur ebenso langfristig gesichert werden wie die privaten In-
vestitionen in Wohn- und Gewerbebereiche.

Bislang ist es dem Betreiber möglich, Bau- und Betriebsgenehmigungen nach Blm-
SchG bzw. KrWG zu beantragen und die Gemeinde wird lediglich im Rahmen des
gemeindlichen Einvernehmens gehört. Mit dem Bebauungsplan schafft die Gemeinde
einen öffentlichen Belang, der erstens bei jedem Antrag auf Baugenehmigung zu be-
achten ist und zweitens bestimmte Arten der Nutzung und ein erhöhtes Maß der bau-
lichen Nutzung verhindert. Der Bebauungsplan steuert also die Entwicklung auf dem
Betriebsgelände. Die nach Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) bzw. Bundesimmissi-
onsschutzgesetz (BlmSchG) genehmigten Nutzungen sind innerhalb des Deponiebe-
triebes dem Bauplanungsrecht nicht zugänglich, d.h. der Bebauungsplan Nr. 18 kann
und darf ausdrücklich nicht in bestehende und genehmigte Nutzungen eingreifen. Der
Bebauungsplan Nr. 18 regelt also nicht den genehmigten Deponiebetrieb, sondern
nur neue und zusätzliche Nutzungen.

Des Weiteren verfolgt der Bebauungsplan Nr. 18 das Ziel, im nordwestlichen Bereich
des Deponiegeländes ein Baugebiet (SO 9) für die Ansiedlung von Betrieben, die sich
überwiegend mit der Aufbereitung und der Weiterverarbeitung von Wertstoffen sowie
der Erzeugung, Umwandlung und Speicherung von regenerativen Energien beschäf-
tigen, planungsrechtlich vorzubereiten.
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1.2 Planverfahren

Der wirksame Flächennutzungsplan in der Fassung der 9. Änderung stellt im Bereich
der heutigen Deponieanlage ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
„Sondermülldeponie" dar. Aufgrund der geplanten Entwicklung eines weiteren „Sons-
tigen Sondergebietes" nordwestlich der vorhandenen Deponienlage sowie der vorge-
sehenen Aufforstung als Ausgleichsmaßnahme südöstlich der Deponie, wird die 10.
Änderung des Flächennutzungsplanes notwendig. Eine vollständige Entwicklung des
Bebauungsplanes Nr. 18 aus dem derzeitigen Flächennutzungsplan ist nicht gege-
ben.
Zur Berücksichtigung des Entwicklungsgebotes zwischen vorbereitender und verbind-
licher Bauleitplanung wird der Flächennutzungsplan im Parallelverfahren gemäß § 8
Abs. 3 BauGB geändert. Die Aufstellung der 10. Änderung des Flächennutzungspla-
nes erfolgt parallel zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 18 „Deponie am Ihlen-
berg".

Da die geplanten neuen Flächenausweisungen im Verhältnis zur bestehenden Depo-
nieanlage sowie dem gesamten Gemeindegebiet relativ klein sind, wird die 10. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Selmsdorf im vereinfachten Verfah-
ren nach § 13 Baugesetzbuch (BauGB) aufgestellt. Das geplante Sonstige Sonderge-
biet umfasst inklusive der notwendigen technischen und verkehrlichen Erschließung
mit rund 11 ha nur ca. sechs Prozent der Gesamtfläche des Bebauungsplanes Nr. 18
abzüglich der Grün- und Waldflächen. Die Fläche für die Aufforstung umfasst etwa 8,4
Hektar. Die Gemeinde Selmsdorf sieht deshalb die Voraussetzungen für eine Aufstel-
lung im vereinfachten Verfahren als gegeben an. Weitere 3,4 ha entfallen auf Flächen,
die erstmals in den F-Plan aufgenommen werden, bislang jedoch nur Randflächen des
Deponiebetriebes darstellten.

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Selmsdorf hat am 14. Februar 2023 die Auf-
stellung der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes gemäß § 13 BauGB im verein-
fachten Verfahren beschlossen. Die Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
erfolgte ortsüblich im Amtsblatt des Amtes Schönberger Land am 24. Februar 2023.

Ebenfalls in der Sitzung am 14. Februar 2023 hat die Gemeindevertretung den Entwurf
der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes einschließlich der Begründung gebilligt
und für die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt. Die Auslegung
der Planunterlagen erfolgte zwischen dem 06. März 2023 und dem 13. April 2023 im
Amt Schönberger Land sowie im Internet auf der Internetseite des Amtes und im Bau-
und Planungsportal des Landes Mecklenburg-Vorpommern. Seitens der Öffentlichkeit
wurden zwei formulierungsgleiche Stellungnahmen abgegeben, die die vorliegende
Planung grundlegend ablehnen. Aus den Stellungnahmen wird deutlich, dass haupt-
sächlich der Bebauungsplan Nr. 18 aus diversen Gründen abgelehnt wird. Genannt
werden unter anderem Zweifel an den in Aussicht genommenen Synergieeffekten zwi-
schen dem geplanten Sonstigen Sondergebiet SO 9 und dem eigentlichen Deponie-
betrieb, eine fehlende Schienenanbindung, die Versiegelung von Flächen sowie damit
einhergehend der Rückhaltung von Niederschlagswasser bei Starkregenereignissen.
Die Gemeinde Selmsdorf hat sich im Rahmen der Abwägung mit diesen Punkten aus-
einandergesetzt. lnsbesondere Fragen der Ver- und Entsorgung sind im Rahmen der
verbindlichen Bauleitplanung zu regeln und können auf der Ebene des
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Flächennutzungsplanes nicht abschließend festgesetzt werden. Die Gemeinde Selms-
dorf berücksichtigt dies entsprechend im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 18.
Das Ziel der Gemeinde, mit dem SO 9 Betriebe anzusiedeln, die sich überwiegend mit
der Aufbereitung und der Weiterverarbeitung von Wertstoffen sowie der Erzeugung,
Umwandlung und Speicherung von regenerativen Energien beschäftigen, soli durch
die 10. Änderung des Flächennutzungsplanes planungsrechtlich vorbereitet werden.
Durch die Nähe zum Deponiebetrieb können hier Synergien geschaffen werden, die
an anderen Standorten, nicht nur innerhalb der Gemeinde Selmsdorf, nicht möglich
wären. Die Gemeinde Selmsdorf geht auf die einzelnen Punkte der Einwender im Rah-
men der Abwägung ein und begründet ebenfalls, welche Regelungsmöglichkeiten für
die Änderung des Flächennutzungsplanes bestehen. Trotz der Einwendungen hält die
Gemeinde am Ziel der Planung fest und beabsichtigt die 10. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 18 „Deponie auf dem
Ihlenberg" im Parallelverfahren abzuschließen.

Zeitgleich wurden die Behörden, Nachbargemeinden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange (TÖB), deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, ge-
mäß § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 15. März 2023 zur Abgabe einer Stellung-
nahme aufgefordert.
Die eingegangenen Stellungnahmen wurden überprüft und folgende Punkte wurden
im Rahmen der Abwägung berücksichtigt:

- In der Begründung wurde aufgrund der Stellungnahme der unteren Wasserbe-
hörde das Kapitel zur Abwasserbeseitigung an die aktuelle Bebauungsplanung
angepasst.

- In die Verfahrensvermerke wurde aufgenommen, dass die Planunterlagen ge-
mäß § 4a Abs. 4 BauGB in das Internet sowie zusätzlich in das Bau- und Pla-
nungsportal M-V einzustellen sind.

- In die Planzeichnung werden zum Feststellungsbeschluss die Gemarkungs-
grenzen sowie die Flurgrenzen nachrichtlich übernommen.

- lnnerhalb des Teilbereiches 1 wird entsprechend den Festsetzungen des Be-
bauungsplanes Nr. 18 eine Waldfläche dargestellt.

- Der Hinweis zum Denkmalschutz wurde in der Begründung auf den aktuellen
Stand angepasst.

Da die Grundzüge der Planung durch die Anpassungen unberührt bleiben, kann die
Gemeindevertretung den Abwägungs- und Feststellungsbeschluss fassen.

1.3 Plangrundlagen und Planungsvorgaben

Planungsrechtliche Grundlagen für die Erarbeitung der 10. Änderung des Flächennut-
zungsplanes sind:

das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. November 2017 (BGBI. 1 S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom
08. Oktober 2022 (BGBI. I S. 1726),
Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBI. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juni 2021
(BGBI. I S. 1802),
die Planzeichenverordnung (PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBI. 1991 I
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S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I
S. 1802)

sowie die sonstigen planungsrelevanten, zum Zeitpunkt der Planaufstellung gültigen
Gesetzesvorschriften, Erlasse und Richtlinien.

Die in der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes genannten Gesetze und Richtli-
nien können im Bauamt des Amtes Schönberger Land, Dassower Straße 4, 23923
Schönberg, während der Öffnungszeiten eingesehen werden.

Als Plangrundlagen wurden die digitale topographische Karte im Maßstab 1:10 000
vom Landesamt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, GeoBasis DE/
M-V 2021, ein Auszug aus dem Flächennutzungsplan in der Fassung der 9. Änderung
sowie eigene Erhebungen genutzt.

Des Weiteren wurden das Regionale Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg
(RREP WM) vom 31. August 2011 sowie das Landesraumentwicklungsprogramm
(LEP M-V) vom 09. Juni 2016 berücksichtigt.

Die verwendeten Planzeichen und die Erläuterungen orientieren sich am wirksamen
Flächennutzungsplan i.d.F. der 9. Änderung der Gemeinde Selmsdorf. Sämtliche Pla-
nungsinhalte und Erläuterungen der nicht von der vorliegenden Änderung betroffenen
Teile des wirksamen Flächennutzungsplanes gelten uneingeschränkt weiterhin fort.

Das Gebiet der Gemeinde Selmsdorf befindet sich im Nordwesten des Landkreises
Nordwestmecklenburg, unmittelbar an der Landesgrenze zu Schleswig-Holstein. Die
Gemeinde hat 3 219 Einwohner (Stand: 31. Dezember 2021) und ist verwaltungstech-
nisch Teil des Amtes Schönberger Land.
Das Gemeindeterritorium umfasst eine Fläche von ca. 3 610 ha. Hauptverkehrsachsen
im Gemeindegebiet sind die Bundesstraßen B 104 und B 105, die aus Richtung Lübeck
kommend auf einer Trasse liegen und sich am östlichen Ortsrand von Selmsdorf in
einem Knotenpunkt trennen. Während die B 104 in südöstliche Richtung verläuft und
über Schönberg, Rehna, Gadebusch nach Schwerin führt, verläuft die Bundesstraße
B 105 in nordöstliche Richtung und führt über Dassow und Grevesmühlen nach Wis-
mar.
Die B 104 dient darüber hinaus als Zubringer zur A 20 (Lübeck — Rostock) sowie in
deren weiteren Verlauf zur A 1 in Richtung Hamburg sowie in Richtung Lübeck und
Lübeck Hafen.

Nachbargemeinden von Selmsdorf sind im Norden und Nordosten die Stadt Dassow,
im Süden und Südosten die Stadt Schönberg, im Südwesten die Gemeinde Lüdersdorf
und im Westen die Hansestadt Lübeck.

Im Regionalen Raumentwicklungsprogramm Westmecklenburg (RREP WM) von 2011
werden der Gemeinde Selmsdorf hinsichtlich der Entwicklung von Wohnen und Ge-
werbe mit einem Grundzentrum vergleichbare raumordnerische Funktionen zugeord-
net. Demnach sollen die im Grenzraum von Hamburg und im Stadt-Umland-Raum
Lübeck liegenden Grundzentren sowie die Gemeinde Selmsdorf in besonderem Maße
Entwicklungsimpulse für Wohnfunktionen und für Gewerbe aufnehmen. Diese

7



Gemeinde Selmsdorf — 10. Änderung des Flächennutzungsplanes

Entwicklung hat die Gemeinde Selmsdorf in den vergangenen Jahren durch Bauleit-
planungen positiv gesteuert.

Die Gemeinde Selmsdorf liegt des Weiteren im Tourismusentwicklungsraum. Hier „sol-
len die Voraussetzungen für die touristische Entwicklung stärker genutzt und zusätzli-
che touristische Angebote geschaffen werden" (RREP WM, S. 33). Touristische Ein-
richtungen und Beherbergungsangebote können bei Bedarf jedoch an anderer Stelle
im Gemeindegebiet geprüft werden. lm Rahmen der 10. Änderung des Flächennut-
zungsplanes im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan Nr. 18 werden die Flächen
der Deponieanlage am lhlenberg überplant. Touristische Nutzungen können an dieser
Stelle im Gemeindegebiet deshalb ausgeschlossen werden.

lm Norden und Osten des Gemeindegebietes stellt das RREP WM Vorbehaltsgebiete
Naturschutz und Landschaftspflege sowie entlang der Trave auch Vorranggebiete Na-
turschutz und Landschaftspflege dar. Diese umfassen teilweise Bereiche des Grünen
Bandes Deutschland. Aufgrund der Lage des Änderungsbereiches im Südosten des
Gemeindegebietes kann eine Beeinträchtigung dieser Gebiete ausgeschlossen wer-
den.
lm Bereich der hier betrachteten Flächennutzungsplanänderung wird im RREP WM
eine Abfallentsorgungsanlage dargestellt. Weitere Ausführungen dazu erfolgen im
Text nicht.

2. lnhalt der Flächennutzungsplanänderung

2.1 Ausgangssituation

Der Änderungsbereich der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst zwei
Teilbereiche mit einer Gesamtgröße von rund 22,9 ha und befindet sich im Südosten
des Gemeindegebietes südöstlich des Hauptortes.
Das SO 9 inklusive der notwendigen technischen und verkehrlichen Erschließung um-
fasst innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 18 eine Fläche von rund 11 ha. Die zugehö-
rige Fläche innerhalb der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes weicht von dieser
Flächengröße geringfügig ab, da der bisherige Flächennutzungsplan in diesem Be-
reich nicht die gesamten, aktuell genutzten Flächen der Deponieanlage umfasst. Diese
dem bisherigen Flächennutzungsplan maßstabsbedingt innewohnende Flächenun-
schärfe wird mit der 10. Änderung dadurch behoben, da die bisherigen Randflächen
durch die geplante Erweiterung nunmehr deutlich im Plangebiet liegen. Diese bisheri-
gen Randflächen des Deponiegeländes werden nunmehr im Rahmen der 10. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes mit der Flächenwidmung "Sonstiges Sondergebiet
„Sondermülldeponie" dargestellt.
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Abb. 1: Luftbild mit Lage der zwei Teilbereiche der 10. Anderung des Flächennutzungsplanes der Ge-
meinde Selmsdorf, GeoBasis DE/M-V 2022.

Genehmigungsrechtlicher Stand

Die Deponie Ihlenberg wurde durch die Standortgenehmigung des Rates des Kreises
Grevesmühlen vom 16. April 1979 zugelassen. Sie wurde gemäß § 33 Landeskultur-
gesetz (LKG) der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) vom 14.05.1970 i.V.m.
der 3. Durchführungsverordnung (DVO) zum LKG vom 14.05.1970 und der 6. DVO
zum LKG 10 vom 01.09.1983 errichtet und bereits zu DDR-Zeiten betrieben. Im Jahr
1990 wurde der Betrieb der Deponie Ihlenberg als Altanlage gemäß § 9a AbfG (nach
heutigem Abfallrecht: § 39 KrWG) angezeigt und die Deponie damit in bundesdeut-
sches Recht überführt. Vorliegend handelt es sich also um eine nach ehemaligem
DDR-Recht legal errichtete und betriebene Deponie, der als Altanlage gemäß § 9a
Abfallgesetz (AbfG) Bestandsschutz zukommt.

Die zuständige Behörde hat seit der Überführung der Deponie Ihlenberg in das bun-
desdeutsche Recht zahlreiche nachträglichen Anordnungen im Sinne des heutigen
§ 39 Abs. 2 KrWG erlassen. Die bis heute erforderlichen wesentlichen Änderungen
der Deponie wurden auf Basis verschiedener Plangenehmigungen realisiert.

Bestandsbeschreibung

Das östliche Gebiet der Gemeinde Selmsdorf wird von dem landeseigenen Deponie-
betrieb geprägt. Die geringste Entfernung zwischen der Deponiefläche und den
nächstliegenden Wohngebäuden der Ortslage Selmsdorf beträgt ca. 850 m.
In den zurückliegenden Jahren wurde die im Außenbereich liegende Deponiefläche
von der Gemeinde planungsrechtlich wenig beachtet. Nunmehr sollen mit dem Bebau-
ungsplan die bestehenden Verbindungen und gegenseitigen Ansprüche herausgear-
beitet und auf der Ebene der Bauleitplanung verbindlich geregelt werden.
Aus Richtung Schönberg kommend, befindet sich das Gelände der Deponie auf der
linken, der südlichen Seite der Bundesstraße B 104. Der hoch aufragende Deponie-
körper ist bereits aus einer Entfernung von mehreren Kilometern zu sehen. Er prägt
das Landschaftsbild.
Bedingt durch die Begrünung der Deponieflanken, durch die Allee entlang der B 104
sowie durch den bestehenden Heckenstreifen parallel zur B 104 ist die Deponie aus
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Sicht der sich auf der B 104 bewegenden Verkehrsteilnehmer insbesondere in den
Sommermonaten nicht unmittelbar als solche zu erkennen. Dies ändert sich erst, wenn
der direkte Einfahrtsbereich der Deponie erreicht wird. Hier ist eine von der B 104 ab-
gehende, große asphaltierte Fläche zu erkennen, die hinter einer gesicherten Einfrie-
dung in einen mit Gebäuden, Nebengebäuden und technischen Anlagen bestandenen
Raum mündet. Zu diesem Einfahrtsbereich gehört auch ein zweispuriger Wartebereich
für Lkw. Dieser wird regelmäßig als Zufahrt, aber auch als Wartebereich für Lkw ge-
nutzt, die entweder zu Stoßzeiten das Deponiegelände erreichen oder aber zu Zeiten,
in denen die Deponie geschlossen ist.

Aus Richtung Westen, d.h. aus Richtung der Ortslage Hof Selmsdorf bietet sich dem
Betrachter dagegen ein deutlich anderes Bild. Während die begrünten Hänge des De-
ponie-Altteils den Blick auf den Deponiebereich verdecken, ist dieser aus Richtung
Westen sehr deutlich zu erkennen. Sowohl die aktuellen Deponierungsflächen, die
großen, anderweitig genutzten Flächen als auch die verzweigten Verkehrsflächen sind
hier deutlich zu erkennen.

SATZUNG DER GEMEINDE SELMSDORF
. \ über den Bebauungsplan Nr. 18 "Deponie auf dem Ihlenberg''

mute rx4

\
1

. .
\

\\-\;
• \

2e..kh.1

\

\
\c---

'

eterreel

7

- -

4-49

Abbildung 1: Auszug aus dem erneuten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 18 (Bearbeitungsstand: Ent-
wurf, Stand 22.01.2019)
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2.2 Bisherige Flächennutzung

Im wirksamen Flächennutzungsplan werden für die beiden Teilbereiche Flächen für
die Landwirtschaft (§ 5 Abs. 2 Nr. 9a BauGB) dargestellt. Eine Darstellung der bishe-
rigen Flächennutzungsplanung wurde in die Planzeichnung aufgenommen.

Zwischen den beiden Teilbereichen der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes be-
findet sich das Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Sondermülldepo-
nie", das im Wesentlichen dem Bestand der Deponieanlage entspricht. Im Rahmen
der hier betrachteten Flächennutzungsplanänderung wird auch die Teile des beste-
hende S07, die bislang aufgrund von Flächenunschärfen nicht lnhalt des Flächennut-
zungsplanes waren, als Teilbereich des Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestim-
mung „Sondermülldeponie" aufgenommen.

Nördlich und westlich grenzen Flächen für Wald sowie für die Landwirtschaft an. Öst-
lich und südlich der Deponieanlage befindet sich das Stadtgebiet von Schönberg.

2.3 Ziel der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 18 „Deponie auf dem Ihlenberg" verfolgt
die Gemeinde Selmsdorf nunmehr das Ziel, die bisherige und sicherlich noch nicht
abgeschlossene positive Entwicklung der Gebietskörperschaft mit den lnstrumenten
der Bauleitplanung städtebaulich zu untersetzen und durch lenkende Festsetzungen
des Bebauungsplanes auch für die Zukunft zu sichern. So sollen die in der Vergan-
genheit getätigten öffentlichen Investitionen in das Gemeinwesen und in die Infra-
struktur ebenso langfristig gesichert werden wie die privaten Investitionen in Wohn-
und Gewerbebereiche.

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes möchte die Gemeinde erstmals Einfluss auf
die Entwicklung des Deponiegeländes nehmen. Mit der Erarbeitung des Bebauungs-
planes übernimmt die Gemeinde Selmsdorf gegenüber dem Deponiebetreiber eine
starke Position, um ihre Interessen zu verdeutlichen. Bislang ist es dem Betreiber mög-
lich, Bau- und Betriebsgenehmigungen nach BlmSchG bzw. KrWG zu beantragen und
die Gemeinde wird lediglich im Rahmen des gemeindlichen Einvernehmens gehört.
Mit dem Bebauungsplan schafft die Gemeinde einen öffentlichen Belang, der erstens
bei jedem Antrag auf Baugenehmigung zu beachten ist und zweitens bestimmte Arten
der Nutzung und ein erhöhtes Maß der baulichen Nutzung verhindert. Der Bebauungs-
plan steuert also die Entwicklung auf dem Betriebsgelände.
Die planungsrechtlichen Ziele des Bebauungsplanes Nr. 18 stimmen teilweise nicht
mit den Flächendarstellungen des Flächennutzungsplanes in der wirksamen Fassung
überein. Dieser weist derzeit im Bereich der Änderungsbereiche Flächen für die Land-
wirtschaft aus. Mit der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes sollen die Inhalte des
Bebauungsplanes auch Eingang in den F-Plan. Somit wird dem Entwicklungsgebot
des § 8 BauGB entsprochen.
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Teilbereich 1

Der Teilbereich 1 umfasst im Wesentlichen das geplante SO 9 (Bebauungsplan Nr.9)
sowie Flächen, die im Rahmen der künftigen Erschließungsstraße benötigt werden,
aber ebenso die Flächen zur Anbindung an die eigentliche Deponie. Innerhalb des
Gebietes SO 9 werden mit dem Bebauungsplan die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Entwicklung eines gewerblich genutzten Standortes, der jedoch über-
wiegend solchen Betrieben dient, die sich mit der Aufbereitung und der Weiterbearbei-
tung von Wertstoffen beschäftigen. Zulässig sind Betriebe, die Verwertung und Recyc-
ling im Sinne des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) betreiben. Hierunter wird jedes
Verwertungsverfahren verstanden, durch das Abfälle zu Erzeugnissen, Materialien
oder Stoffen entweder für den ursprünglichen Zweck oder für andere Zwecke aufbe-
reitet werden; es schließt die Aufbereitung organischer Materialien ein, nicht aber die
energetische (auch thermische) Verwertung.

Dieses Planungsziel der Gemeinde bedingt die Ausweisung eines Sonstigen Sonder-
gebietes, da im Rahmen eines Gewerbegebietes nach § 8 BauNVO Gewerbebetriebe
aller Art im Baugebiet zulässig wären. Die von der Gemeinde verfolgte Steuerung in
Richtung solcher Betriebe, die in das Nutzungskonzept des Deponiebetriebes passen
und Synergieeffekte erzeugen, ist mit der allgemeinen Festsetzung nach § 8 BauNVO
nicht möglich.
Mit der Festsetzung als Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO soll einerseits
die funktionale Nähe zum Deponiebetrieb dokumentiert werden, andererseits eröffnet
diese Festsetzung der Gemeinde im Vergleich zu einer Gewerbegebietsfestsetzung
größere Gestaltungsmöglichkeiten bei der Bestimmung der zulässigen Nutzungen.
Im Rahmen der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes wird daher die Flächenaus-
weisung angepasst. Anstelle der bisherigen Ausweisung einer Fläche für die Landwirt-
schaft wird ein Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Gewerbefläche am
Kirchenholz" ausgewiesen.
Ein Teilbereich wird zudem künftig als Waldfläche dargestellt. Im Rahmen des Bebau-
ungsplanes Nr. 18 wurden innerhalb der Flächen der Deponie Waldbereiche identifi-
ziert. Diese werden entsprechend auch innerhalb des Teilbereiches 1 der 10. Ände-
rung des Flächennutzungsplanes berücksichtigt.

Teilbereich 2

Die Fläche innerhalb des Teilbereiches 2 wird im Bebauungsplan Nr. 18 als Fläche für
Aufforstung festgesetzt. Dies dient zum einen dem Ausgleich der Eingriffe in Natur und
Landschaft, die durch den Bebauungsplan Nr. 18 verursacht werden und zum anderen
der Abschirmung des Deponiegeländes im Übergangsbereich zur freien Landschaft.
Im Rahmen der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes wird daher die Flächenaus-
weisung angepasst. Es werden Flächen für Wald (§ 5 Abs. 2 Nr. 9b BauGB) ausge-
wiesen.
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2.4 Flächenbilanz

Die 10. Änderung des Flächennutzungsplanes umfasst zwei Änderungsbereiche mit
einer Gesamtfläche von rund 22,9 ha. Dabei ergibt sich folgende Flächenverteilung:

Tab. 1: Flächenbilanz, gerundete Werte

Bisherige Flächennutzungsplanung 10. Änderung
des Flächennutzungsplanes

Flächen für die
Landwirtschaft 22,9 ha

davon Teilbereich 1*
14,5 ha

Sonstiges Sondergebiet
„Gewerbefläche am Kir-
chenholz"

11,0 ha

angrenzende Flächen
des De oniebetriebes 2,9 ha

Flächen für Wald 0,6 ha

Teilbereich 2 8,4 ha Flächen für Wald 8,4 ha

Gesamt 22,9 ha Gesamt 22,9 ha

* Das geplante Sonstige Sondergebiet „Gewerbeflächen am Kirchenholf (SO 9 im B-Plan Nr. 18) in-
klusive der notwendigen technischen und verkehrlichen Erschließung umfasst innerhalb des Bebau-
ungsplanes Nr. 18 eine Fläche von rund 11 ha. Die zugehörige Fläche innerhalb der 10. Änderung des
Flächennutzungsplanes weicht von dieser Flächengröße ab, da der derzeit wirksame Flächennutzungs-
plan in diesem Bereich nicht die gesamten aktuell genutzten Flächen der Deponieanlage umfasst. Diese
bisherigen Randflächen der Deponieausweisung im Flächennutzungsplan werden im Rahmen der
10. Änderung des Flächennutzungsplanes nunmehr ebenso als Sonstiges Sondergebiet mit der Zweck-
bestimmung „Sondermülldeponie" aufgenommen.

3. Immissionsschutz

Aufgabe von Bauleitplanungen im Hinblick auf den Immissionsschutz ist es, abschlie-
ßend die Frage nach den auf das Plangebiet einwirkenden lmmissionen zu beantwor-
ten und dafür zu sorgen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse beachtet werden.

Für verschiedene Bereiche des Betriebes der Deponie liegen Einzelgenehmigungen
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz bzw. nach Kreislaufwirtschaftsgesetz vor.
Mit diesen Genehmigungen waren auch die Berücksichtigung der Belange des Immis-
sionsschutzes (z.B. in Bezug auf Lärm- und Geruchsimmissionen) nachzuweisen.

Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 18 wurde für den Teilbereich 1 dieser Planung
(SO 9 im Bebauungsplan) eine Schalltechnische Untersuchung durch die ALN Akustik
Labor Nord GmbH, Lübeck, den 05. März 2018 erstellt, um die Verträglichkeit der be-
absichtigten Gewerbenutzung im SO 9 mit der bestehenden benachbarten Wohnbe-
bauung zu untersuchen.
Zur Sicherstellung des Schallschutzes wird bereits in der Bauleitplanung auf das In-
strument der Geräuschkontingentierung der DIN 18005 in Verbindung mit der DIN
45691 zurückgegriffen. Das Untersuchungsgebiet ist geprägt durch bestehende ge-
werbliche Nutzungen in der Umgebung (z.B. Deponiebetrieb, Windkraftanlagen). In
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einer ergänzenden Untersuchung vom 07. Juli 2020 wurde der Betrieb der Windener-
gieanlagen in der Umgebung des Plangebietes konkret untersucht.

Die Ergebnisse der Untersuchung werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
behandelt und bewertet. Sollten Maßnahmen notwendig werden, die gesunde Wohn-
und Arbeitsverhältnisse gewährleisten und damit den Schutzanforderungen des
Schutzgutes Mensch einschließlich "menschliche Gesundheit" entsprechen, so wer-
den diese in den Festsetzungskatalog des Bebauungsplanes aufgenommen.

Der Teilbereich 2 dieser Planung wird künftig als Fläche für Wald im Flächennutzungs-
plan ausgewiesen. Aufgrund dessen hat dieser Teilbereich keine Auswirkungen in Hin-
sicht auf immissionsschutzrechtliche Regelungen.
Die Gemeinde Selmsdorf geht davon aus, dass auf Flächennutzungsplanebene keine
weiteren Nachweise bezüglich des Immissionsschutzes zu erbringen sind. Diese sind
Bestandteil der verbindlichen Bauleitplanung und werden im Bebauungsplan Nr. 18
ausführlich berücksichtigt.

4. Erschließung und Planungskosten

Der Änderungsbereich der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes befindet sich auf
dem Gelände der vorhandenen Deponie südlich der Bundesstraße 104. Im Rahmen
des Bebauungsplanes Nr. 18 ist eine Neuordnung der Haupterschließung des Depo-
niegeländes vorgesehen. Für das geplante Sonstige Sondergebiet im Nordwesten der
Deponie soil eine vom Deponiebetrieb unabhängige Zuwegung geschaffen werden.
Der aktuelle Knotenpunkt an der B 104 lässt eine separierte Abwicklung in Richtung
dieser Fläche nicht zu, sodass eine neue Zufahrt, in Form eines dreiarmigen Knoten-
punktes mit Linksabbiegerspur, vorgesehen wird. Der bestehende Knoten und die vor-
handenen Zufahrtsmöglichkeiten in Richtung der Deponie werden in diesem Zuge zu-
rückgebaut. Im weiteren Verlauf des geplanten Knotenpunktes in das Erschließungs-
gebiet wurde eine Verkehrstrasse gewählt, die alle vorhandenen Anlagen möglichst
unberührt lässt und trotzdem den verkehrstechnischen Anforderungen unter Berück-
sichtigung des geltenden Regelwerkes genügt.
Die Neuordnung wird auch deshalb notwendig, da die aktuelle Zufahrtssituation des
Deponiegeländes als unübersichtlich bezeichnet werden muss. Durch die vorhandene
Allee sowie dem Kurvenbereich in Richtung Schönberg sind die Sichtbeziehungen
zum Einbiegen auf die Bundesstraße schwierig. Durch die Verlagerung des Knoten-
punktes in westliche Richtung, kann diese Problematik gelöst werden.

Ober die B 104 ist der Änderungsbereich an das überregionale Verkehrsnetz ange-
schlossen. Westlich führt die Bundesstraße über die Ortsumgehung Schönberg zur
Bundesautobahn 20.

Die technische Erschließung des Teilbereiches 1 erfolgt im Rahmen der Erschlie-
ßungsplanung zum Bebauungsplan Nr. 18. Ein Anschluss an vorhandene Leitungen
ist teilweise möglich. Im Rahmen der Erschließungsplanung wird zudem ein Entwäs-
serungskonzept erarbeitet. Die Abwasserentsorgung erfolgt entsprechend den Ab-
stimmungen mit der unteren Wasserbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg
und dem zuständigen Zweckverband Grevesmühlen über eine neu zu errichtende
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Gewässerbelange
Gewässer l. Ordnung werden durch das Vorhaben nicht berührt.

Der Teilbereich 1 der hier betrachteten Flächennutzungsplanänderung sind keine Ge-
wässer vorhanden.
lnnerhalb des Teilbereiches 2 ist ein Ackersoll vorhanden. Dieses Kleingewässer wird
mit der Umsetzung der Planungsziele nicht verändern.

Mit der Überarbeitung der Planunterlagen im Zusammenhang mit dem erneuten Ent-
wurf des Bebauungsplanes Nr. 18 ist nun ein Abtrag von Oberboden im östlichen Be-
reich des Plangebietes nicht mehr vorgesehen. Dementsprechend sind die Untersu-
chungen zur Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes des Solis innerhalb der Acker-
fläche nicht mehr zutreffend und entfallen.

lm Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 18 erfolgen umfangreiche Darstellungen zum
Entwässerungskonzept.

Waldbelande
lm Norden grenzen Waldflächen an den Teilbereich 1 an. Dieser Wald ist im Wesent-
lichen bereits im Flächennutzungsplan dargestellt. Des Weiteren sind am nordöstli-
chen Rand des Teilbereiches 1 Waldflächen vorhanden.
lnnerhalb des Teilbereiches 2 ist die Schaffung von Wald vorgesehen. lm Rahmen des
Bebauungsplanes Nr. 18 werden die folgenden Aussagen getroffen:

innerhalb des Geltungsbereiches sowie im direkten Umfeld sind Waldflächen vorhan-
den. Es handelt sich im Wesentlichen um Waldflächen in den südlichen Randberei-
chen des Geltungsbereiches teilweise bestehen Überschneidungsbereiche mit dem
Plangebiet.

Des Weiteren wurden Waldflächen im Nord- bzw. Nordosten des Plangebietes identi-
fiziert. lm Rahmen der Vorbereitung des erneuten Entwurfes wurden die Biotopstruk-
turen überprüft. Danach sind nun weitere Flächen im nord- bzw. nordöstlichen An-
schluss an die geplante Zufahrtsstraße und das SO 9 forstrechtlich als Waldflächen
anzusprechen. Die Waldgrenzen wurden durch die Forstbehörde im Rahmen des er-
neuten Entwurfes des Bebauungsplanes abgestimmt. Die Waldflächen innerhalb des
Teilbereiches 1 wurden in die Darstellungen der Flächennutzungsplan aufgenommen.

Es bestehen Überschneidungen zwischen den Waldbereichen und der geplanten Zu-
fahrtsstraße. Für die Umsetzung der planungsziele ist es notwendige verhältnismäßig
geringfügige Flächenanteile zu roden. Hierfür bedarf es eines sogenannten Waldum-
wandlungsverfahrens. Dieses wird im Rahmen des Bebauungsplanes mit den Darstel-
lungen für eine Waldumwandlungserklärung gemäß § 15 des Landeswaldgesetzes
vorbereitet.

Der Antrag auf Erstaufforstung im östlichen Bereich des Plangebietes als naturschutz-
rechtlicher Ausgleich wird parallel mit der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
zum erneuten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 18 bei der zuständigen Forstbehörde
eingereicht.
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lm Rahmen der Abstimmungen zu den Waldbelangen wurde darauf hingewiesen, dass
für die Erstaufforstungsfläche ein Standortgutachten benötigt wird. Laut Auskunft der
Forstbehörde wird dieses Standortgutachten erst als Auflage zum Erstaufforstungsan-
trag benötigt.

Gemäß den Darstellungen der Anlage 1 zum UVPG ist für eine Erstaufforstung im
Sinne des Bundeswaldgesetzes mit 5 ha bis weniger als 10 ha Wald eine Allgemeine
Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. Die Unterlagen werden parallel mit der Be-
teiligung der Träger öffentlicher Belange an die zuständige Forstbehörde versandt.

2. Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen

2.1 Grundlagen und Methodik der Umweltprüfung

Damit Veränderungen der Schutzgüter nachvollzogen, dokumentiert und bewertet,
Eingriffe schutzgutbezogen sowie Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und
zum Ausgleich von negativen Umweltauswirkungen abgeleitet werden können, erfolgt
die Darstellung des Umweltzustandes und der Umweltmerkmale für den Änderungs-
bereich einzeln und auf das jeweilige Schutzgut bezogen.

Die Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen erfolgt auf der Grundlage
der im § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) benannten Aspekte. Demnach wird für die
Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § la BauGB eine Umweltprü-
fung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen unter
Beachtung der Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c BauGB) ermittelt werden.
Nachstehend erfolgt eine Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeiti-
gen Umweltzustands (Basisszenario) schutzgutbezogen. lm Anschluss wird eine
Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei der Durchführung der Pla-
nung dargestellt. Ebenso wird die voraussichtliche Entwicklung des Umweltzustandes
bei Nichtdurchführung der Planung beschrieben und bewertet.

Da auf der Ebene des Flächennutzungsplanes jedoch im Vergleich zum Bebauungs-
plan eine eher überschlägige Betrachtung und Bewertung erfolgt, wird bei einer ver-
gleichbaren Ausgangslage und Planungsinhalten eine zusammenfassende Darstel-
lung durchgeführt.

Anmerkung: Teilweise werden die Aussagen aus der weiter vorangeschrittenen ver-
bindlichen Bauleitplanung übernommen. Dies betrifft auch die Terminologie.
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2.2 Schutzgut Mensch einschließlich menschlicher Gesundheit

2.2.1 Bewertungskriterien
- Leben, Gesundheit und Wohlbefinden des Menschen
- Grunddaseinsfunktionen des Menschen Wohnen, Arbeiten, Versorgung, Bil-

dung, in Gemeinschaft leben und Erholung
- lmmissionen
- Intensivierung der Nutzung

2.2.2 Basisszenario

Lärmemissionen
Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 18 erfolgt eine ausführliche Betrachtung der
vorgesehenen gewerblichen Nutzungen, die ggf. mit Lärm, Staub und Gerüchen ver-
bunden sind. Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan wurde eine Schalltechni-
sche Untersuchung zu den geplanten Gewerbeflächen durch einen Fachgutachter
(ALN Akustik Labor Nord GmbH, Lübeck vom 05.03.2018) durchgeführt.

Visuelle Wahrnehmung
Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Siedlungslagen. In einer Entfernung von
ca. 500 m befindet sich eine Splittersiedlung der Stadt Schönberg. Nordwestlich befin-
det sich der Hauptort Selmsdorf mit einer Entfernung von ca. 880 m.

Grunddaseinsfunktionen
Die mit der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes dargestellten Nutzungen ergän-
zen bzw. unterstützen die bestehenden und angestrebten Nutzungen auf dem vorhan-
denen Deponiegelände. Eine Erholungsnutzung ist aktuell kaum gegeben. Der Bereich
des künftigen SO 9 ist bereits aktuell Teil des eingezäunten Deponiegeländes. Die
östlichen Teilbereiche der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes werden derzeit
intensiv ackerbaulich genutzt.

2.2.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Lärmemissionen
Die Ergebnisse sind im Bebauungsplan Nr. 18 dargestellt. Zusammenfassend lassen
sich folgende Aussagen treffen:
Aufgabe von Bauleitplanungen im Hinblick auf den lmmissionsschutz ist es, abschlie-
ßend die Frage nach den auf das Plangebiet einwirkenden lmmissionen zu beantwor-
ten und dafür zu sorgen, dass die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsver-
hältnisse beachtet werden.

Für verschiedene Bereiche des Betriebes der Deponie liegen Einzelgenehmigungen
nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz bzw. nach Kreislaufwirtschaftsgesetz vor.
Mit diesen Genehmigungen waren auch die Berücksichtigung der Belange des Immis-
sionsschutzes (z.B. in Bezug auf Lärm- und Geruchsimmissionen) nachzuweisen.

Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 18 wurde für den Teilbereich 1 dieser Planung
(SO 9 im Bebauungsplan) eine Schalltechnische Untersuchung durch die ALN Akustik
Labor Nord GmbH, Lübeck, den 05. März 2018 erstellt, um die Verträglichkeit der
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beabsichtigten Gewerbenutzung im SO 9 mit der bestehenden benachbarten Wohn-
bebauung zu untersuchen.
Zur Sicherstellung des Schallschutzes wird bereits in der Bauleitplanung auf das In-
strument der Geräuschkontingentierung der DIN 18005 in Verbindung mit der DIN
45691 zurückgegriffen. Das Untersuchungsgebiet ist geprägt durch bestehende ge-
werbliche Nutzungen in der Umgebung (z.B. Deponiebetrieb, Windkraftanlagen). In
einer ergänzenden Untersuchung vom 07. Juli 2020 wurde der Betrieb der Windener-
gieanlagen in der Umgebung des Plangebietes konkret untersucht.

Die Ergebnisse der Untersuchung werden im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens
behandelt und bewertet. Sollten Maßnahmen notwendig werden, die gesunde Wohn-
und Arbeitsverhältnisse gewährleisten, so werden diese in den Festsetzungskatalog
des Bebauungsplanes aufgenommen.

Der Teilbereich 2 dieser Planung wird künftig als Fläche für Wald im Flächennutzungs-
plan ausgewiesen. Aufgrund dessen hat dieser Teilbereich keine Auswirkungen in Hin-
sicht auf immissionsschutzrechtliche Regelungen.
Die Gemeinde Selmsdorf geht davon aus, dass auf Flächennutzungsplanebene keine
weiteren Nachweise bezüglich des Immissionsschutzes zu erbringen sind. Diese sind
Bestandteil der verbindlichen Bauleitplanung und werden im Bebauungsplan Nr. 18
ausführlich berücksichtigt.

Visuelle Wahrnehmung
Mit den hier angestrebten Änderungen des Flächennutzungsplanes erfolgt eine Ergän-
zung des bestehenden Deponiegeländes. Somit werden die visuellen Auswirkungen
als gering betrachtet. Empfindliche Siedlungsbereiche befinden sich in ausreichender
Entfernung. In der Umgebung sind Waldflächen vorhanden, die zur weiteren Abschir-
mung beitragen. Diese Waldflächen werden am östlichen Rand des Änderungsberei-
ches zusätzlich ergänzt.

Grunddaseinsfunktionen
Mit den angestrebten Nutzungsergänzungen möchte sich die Gemeinde Selmsdorf im
Bereich der erneuerbaren Energien und Recycling profilieren und so einen wichtigen
Beitrag zur Energiewende und dem Entgegenwirken zum Klimawandel leisten. Die
Freizeit- und Erholungsnutzung spielt für die Umsetzung der Planungsziele keine Be-
deutung.

2.2.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

Der Änderungsbereich des künftigen SO 9 ist bereits Teil des eingezäunten Deponie-
geländes, unterliegt jedoch zurzeit keiner aktiven Nutzung. Eine Nachverdichtung in-
nerhalb des Betriebsgeländes ist aus Sicht der Gemeinde effektiv und ressourcen-
schonend. Bei Nichtdurchführung der Planung bestünden weiterhin ungenutzte Flä-
chen.
Die Ackerflächen am östlichen Rand des Plangebietes würden wahrscheinlich weiter-
hin landwirtschaftlich genutzt.
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2.2.5 Bewertung- Schutzgut Mensch

Zusammenfassend kann bei der Betrachtung des Schutzgutes Mensch von der Wah-
rung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse ausgegangen werden.

2.3 Schutzgut Tiere, Pflanzen sowie biologische Vielfalt

2.3.1 Bewertungskriterien

Pflanzen
- Seltenheit
- Gefährdung
- Naturnähe
- Vielfalt
- Wiederherstellbarkeit Biotoptyp
- Biotopverbund
- Lage in Schutzgebieten

Tiere
- Vorkommen gefährdeter Arten
- Vielfalt von Tieren
- Biotopverbund
- Lage in Schutzgebieten

Biologische Vielfalt
- Biotopausstattung

2.3.2 Basisszenario

Pflanzen

Biotoptvpen
Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 18 erfolgte eine vollständige
Biotoptypenkartierung auf der Grundlage der „Anleitung für die Kartierung von Bio-
toptypen und FFH-Lebensraumtypen in Mecklenburg-Vorpommern" durch das Büro
BHF (Sitz in Schwerin).

Der Geltungsbereich ist nahezu vollständig anthropogen überformt. Die Erweiterungs-
bereiche stellen sich im Wesentlichen als landwirtschaftlich genutzt oder ruderalisiert
dar. Des Weiteren befinden sich innerhalb der zu betrachtenden Teilbereiche Gehölz-
strukturen wie Strauchhecken und Hybridpappeln. Ebenso wurden Gräben aufgenom-
men.

Durch die bestehende Nutzung ist ein hoher Anteil des Plangebietes dem Biotopkom-
plex der Siedlungs- und Verkehrsflächen zuzuordnen. In den weniger genutzten Rand-
bereichen, die für eine Erweiterung vorgesehen sind, wurden die Biotoptypen mit der
Erarbeitung des erneuten Entwurfes 2023 überprüft.
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Es konnte beispielweise bei den Kartierarbeiten im Frühjahr/Sommer 2022 festgestellt
werden, dass sich die als Ruderale Staudenflur frischer bis trockener Standorte (RHU)
gemäht werden und sich nun eher als Grünlandstrukturen darstellen.
Ähnliches gilt auch für den Bereich des SO 9. Hier ist mittlerweile, vermutlich durch
eine relativ regelmäßige Mand eine gleichartige Grasnarbe vorhanden. In den Rand-
bereiche des Deponiegeländes sind verschiedenartige Waldstrukturen vorhanden.

Aufgrund der dargestellten Argumentation sind die Seltenheit, Vielfalt und Naturnähe
generell als niedrig einzustufen. Ausnahme bilden ggf. die Waldflächen.

Baumbestand
Im Rahmen des Bebauungsplanes erfolgt eine intensive Auseinandersetzung mit dem
vorhandenen Baumbestand. Wenngleich dies auf der Ebene des Flächennutzungspla-
nes nicht darstellbar ist, ist der Erhalt bzw. die Schaffung von Grünstrukturen innerhalb
des Geltungsbereiches vorgesehen.

Fällungen von geschütztem Baumbestand sind teilweise für die Umsetzung der Pla-
nungsziele notwendig. Dies betrifft Bereiche Herstellung der Erschließungsstraßen so-
wie Bäume in Baufeldern. Generell sind gemäß § 18 NatSchAG M-V jegliche Beein-
trächtigungen von geschützten Bäumen einschließlich des Wurzelschutzbereiches
(Kronentraufe + 1,5 m Abstand) auszuschließen.
Für die Fällungen von geschützten Bäumen wird ein entsprechender Ausnahmeantrag
vor Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 18 gestellt. Hierzu fanden bereits
Abstimmungen mit der unteren Naturschutzbehörde statt.

Tiere
lnnerhalb des Änderungsbereiches sind Habitatstrukturen vorhanden, die ein Auftre-
ten der folgenden Artengruppen vermuten lassen: Brutvögel, Fledermäuse, Amphibien
und Reptilien. Die Relevanzprüfung für die Tierarten nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie ergab, dass das Vorkommen geschützter Weichtiere, Libellen, Käfer, Falter
und Säugetiere (ohne Fledermäuse) im Untersuchungsgebiet weitgehend ausge-
schlossen werden kann.
Mit der Vorbereitung des erneuten Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 18 erfolgen
Ergänzungen bzw. Aktualisierung der Ausführungen zu den artenschutzrelevanten
Auswirkungen insbesondere für die Eingriffsbereiche.

Biologische Vielfalt
Der Änderungsbereich ist charakterisiert durch eine starke anthropogene Überfor-
mung. Die biologische Vielfalt wird dadurch generell als reduziert angesehen, gegen-
über einer vergleichbaren Fläche in der Umgebung.

2.3.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Pflanzen
Von den in Mecklenburg-Vorpommern vorkommenden nach Anhang IV der FFH-RL
geschützten Pflanzenarten sind im Ergebnis der Überblickskartierung im Rahmen der
artenschutzfachlichen Untersuchungen keine auf der zur Bebauung vorgesehenen
Fläche zu erwarten. Das Vorkommen von in Anhang IV aufgeführten Moos- und
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Flechtenarten ist für Mecklenburg-Vorpommern nicht bekannt und daher für eine wei-
tere Prüfung nicht relevant.

Die Waldbereiche werden auch weiterhin in der Darstellung des Flächennutzungspla-
nes als Wald- und Grünflächen aufgenommen und mit der 10. Änderung des Flächen-
nutzungsplanes am östlichen Rand des Plangebietes erweitert.

Geschützte Tiere
Zur Beachtung der artenschutzrechtlichen Belange wurde ein artenschutzrechtlicher
Fachbeitrag in Form einer Potentialabschätzung erarbeitet.
Dieser artenschutzrechtliche Fachbeitrag (AFB) zeigt Maßnahmen auf, um das Eintre-
ten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG zu verhindern. Mit der
Vorbereitung des erneuten Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 18 werden die Aus-
führungen weiter präzisiert. Aufgrund der Darstellung des artenschutzrechtlichen
Fachbeitrages werden spätere zwingende Vollzugshindernisse ausgeschlossen.

Abgeleitet aus dem benannten AFB werden die nachfolgenden Maßnahmen aus dem
Bebauungsplan Nr. 18 nachrichtlich in die 10. Änderung des Flächennutzungsplanes
der Gemeinde Selmsdorf übernommen.

Vermeidungsmaßnahmen

Nachfolgend sind die Vermeidungsmaßnahmen aus der zuvor dargestellten Abprü-
fung der einzelnen Artengruppen dargestellt, die dann als Festsetzungen bzw. Hin-
weise in den Bebauungsplan aufgenommen werden.

Brutvögel
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen ist die Vegetations-/Gehölzbeseitigung vor
Beginn der Brutzeit, d.h. innerhalb des Zeitraumes vom 01.10. bis zum 29.02. auszu-
führen, sodass weder aktuell genutzte Niststätten noch die Gelege der potentiell vor-
kommenden Brutvögel zerstört werden. Ausnahmen sind zulässig, sofern der
gutachterliche Nachweis durch den Verursacher erbracht wird, dass keine Brutvögel
innerhalb des Plangebietes brüten und die Zustimmung der zuständigen Behörde
vorliegt.

Fledermäuse
Um eine Tötung von baumbewohnenden Fledermäusen zu verhindern, sind Gehölz-
rodungen ausschließlich im Zeitraum vom 01. Oktober eines Jahres bis 28./29.Februar
des Folgejahres zulässig oder es ist vor Beginn der Gehölzfällungen der gutachterliche
Nachweis zu erbringen, dass sich in den betroffenen Gehölzen keine Fledermausquar-
tiere befinden.

Amphibien
Zur Vermeidung von Verbotstatbeständen sind die Pflanzarbeiten im östlichen Plan-
gebiet nur außerhalb der Wanderungszeiten von Amphibien im Zeitraum von Mille Ap-
ril bis Anfang Februar zulässig. Außerhalb dieses Zeitraumes sind die Arbeiten unter
Hinzunahme einer ökologischen Baubegleitung möglich, die im Vorfeld die Wande-
rungsfläche auf Besatz kontrolliert. Bei einem Vorkommen wandernder Amphibien sind
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vor Arbeitsbeginn Sicherungszäune an den potentiellen Winterquartieren aufzustellen
und die Amphibien umzutragen.

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahme - CEF-Maßnahmen

Fledermäuse
Um den Verlust von Zwischen- und Sommerquartieren von Fledermäusen auszuglei-
chen, sind am verbleibenden Baumbestand im nördlichen Plangebiet vier Fledermaus-
höhlenkästen anzubringen.

Biologische Vielfalt
Mit der Überplanung werden überwiegend bereits anthropogen überformte Bereiche
überplant bzw. in Randbereichen erweitert. Durch den Erhalt von wertvollen Biotopbe-
reichen bzw. die Schaffung von Grünflächen und Maßnahmen für betroffenen Tierar-
ten wird von keiner signifikanten Minderung der biologischen Vielfalt ausgegangen.

2.3.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die derzeitigen Habitate erhalten bleiben.
Bei der hier angestrebten Planung steht jedoch die zukünftige Entwicklung der Ge-
meinde im Hinblick auf eine Ansiedlung klimapositiven Unternehmen im Vordergrund.

2.3.5 Bewertung — Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt

Unter Beachtung der artenschutzrechtlichen Maßnahmen auf der Ebene der verbind-
lichen Bauleitplanung können Verbotstatbestände gemäß § 44 Abs. 1 ausgeschlossen
werden.

2.4 Schutzgut Boden

2.4.1 Bewertungskriterien
- Filter- und Pufferfunktion
- Lebensraum für Tiere und Pflanzen
- Wertvoller Boden, Kulturgut
- Anthropogene Beeinträchtigungen
- Altlasten

2.4.2 Basisszenario

Der ursprüngliche Boden im Bereich des Geltungsbereiches wurde von einer Boden-
gesellschaft aus Sand-/Kies-/Lehm-Braunerde, Parabraunerde und Kolluvisol gebildet.
Der Untersuchungsraum wird von Grundmoränen mit starkem Relief gekennzeichnet.
Der Grundwassereinfluss wird als gering angegeben (LUNG, 2016).

Am östlichen Rand des Plangebietes, den derzeitigen Ackerflächen, sind Lehm- und
Tonschichten vorhanden.
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Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Bereich der künftigen gewerblich genutz-
ten Baufläche im Gebiet SO 9 keine Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflächen
bekannt.

Generell kann die Bodenfunktion im Bereich des Deponiegeländes durch die anthro-
pogenen Vorbelastungen als deutlich gestört angesehen werden.

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Änderungsbereich keine Bodendenkmale
bekannt.

2.4.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Der anstehende Boden ist durch langjährige Bewirtschaftung der Deponie deutlich vor-
belastet. Es ist davon auszugehen, dass die natürliche Bodenfunktion stark gestört ist.

Durch die sandigen Bildungen verfügt der Boden über eine schlecht ausgebildete Puf-
ferkapazität, jedoch über gute mechanische Filtereigenschaften. Zugleich weist dieser
eine nur geringe Nährstoffspeicherung und Wasserkapazität auf und ist auch bezüglich
der Nachlieferung von Nährstoffen nur eingeschränkt wirksam. Bei den Voruntersu-
chungen zum Beginn der Deponie wurde festgestellt, dass sich der Boden weniger für
den Abbau von Kies/Sand eignet als für eine Nutzung als Deponie.

Der Boden im Plangebiet ist hinsichtlich seiner Bedeutung als Lebensraum aufgrund
der vorherigen Darstellungen eher gering einzustufen.

lnnerhalb des Plangebietes sind großflächige Versiegelungen bzw. Überplanungen
durch den Deponiekörper vorhanden. Seltene oder schutzwürdige Bodenarten sind
hier nicht zu erwarten.

Es kommt innerhalb des künftigen SO 9 zu zusätzlichen Versiegelungen. Gemäß den
Festsetzungen des Bebauungsplanes können ca. 80% der Flächen versiegelt werden.
Des Weiteren sind Bodenabgrabungen möglich.
Somit erfolgt ein zusätzlicher Verlust von Bodenfunktionen. Diese werden im Rahmen
der Eingriffsbilanzierung auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung berücksich-
tigt.

Die Entwicklung von Wald am östlichen Rand des Änderungsbereiches ist generell
positiv für die Bodenentwicklung zu betrachten. Eine mögliche Überdüngung unter-
bleibt.

Die Wirksamkeit der Bodenfunktion nach § 2 des Bundesbodenschutzgesetzes
(BBodSchG) innerhalb des Änderungsbereiches unter Berücksichtigung vorhandener
Beeinträchtigungen sind nachfolgend zusammengefasst:
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Tab. 2: Bodenfunktionen nach e 2 BBodSchG und ihre Wirksamkeit im Änderunasbereich
Bodenfunktion nach § 2 BBodSchG Wirksamkeit im Untersuchungsgebiet
1. Natürliche Funktion als
a) Lebensgrundlage und Lebens-
raum für Menschen, Tiere, Pflanzen und
Bodenorganismen

Aufgrund der anthropogenen Vorbelastungen ist die Le-
bensraumfunktion für Tiere auf und im Boden bereits ein-
geschränkt. Zum Zeitpunkt der Geländebegehungen war
der westliche Teil des Änderungsbereiches mit einer
dichten Grasnarbe bewachsen.
lm Artenschutzrechtlichen Fachbeitrag wird u.a. als an-
lagebedingte Wirkfaktoren/potentielle Beeinträchtigun-
gen die dauerhafte Flächeninanspruchnahme von Bo-
den bzw. Biotopen als Habitatverlust benannt. Als poten-
tiell gefährdete Arten sind insbesondere Bodenbrüter zu
erwähnen.
Am östlichen Rand des Änderungsbereiches sind Vorbe-
lastungen durch die intensive landwirtschaftliche Nut-
zung vorhanden. Hier sind teilweise Lebensraumverbes-
serungen durch die Schaffung von Waldbereichen zu er-
warten.

b) Bestandteil des Naturhaushalts,
insbesondere mit seinen Wasser- und
Nährstoffkreisläufen

Durch das vorhandene sandige Substrat ist die Spei-
cherfähigkeit für Wasser gering. Ebenso ist der Nähr-
stoffgehalt der Bodenart als gering einzustufen.

c) Abbau-, Ausgleichs- und aufbau-
medium für stoffliche Einwirkungen auf
Grund der Filter-, Puffer- und Stoffum-
wandlungseigenschaften insbesondere
auch zum Schutz des Grundwassers

Generell verfügen sandige Substrate über gute mecha-
nische Filtereigenschaften. Puffer- und Stoffumwand-
lungseigenschaften sind durch das sandige Substrat
auch ohne Vorbelastungen nur eingeschränkt wirksam.
Durch die bestehenden Nutzungen bzw. Flächenausprä-
gungen werden diese Eigenschaften bereits beeinträch-
tigt.

2. Funktion als Archiv der Natur-
und Kulturgeschichte

lnnerhalb des Änderungsbereiches sind keine Boden-
denkmale bekannt.

Die Gemeinde Selmsdorf behandelt die allgemeinen Belange der Veränderung der
Bodenoberflächen auf der Ebene des Bebauungsplanes.

2.4.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

Ohne die Durchführung der Maßnahme würde eine Ruderalisierung des westlichen
Teilbereiches weiter zunehmen. Die bestehende Bodenfunktion würde keine weitere
Verschlechterung erfahren. Der östliche Teilbereich würde wahrscheinlich weiterhin
landwirtschaftlich genutzt. Auf die bestehenden Vorbelastungen wurde bereits einge-
gangen, sodass von einer geringen bestehenden Bodenfunktion auszugehen ist.

2.4.5 Bewertung — Schutzgut Boden

Mit der Nachnutzung bzw. Nachverdichtung einer bereits vorbelasteten Fläche wird
dem Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden gefolgt.

Unter Berücksichtigung des notwendigen Ausgleiches für die Versiegelung sowie der
bestehenden Vorbelastungen ist mit keinen erheblichen Beeinträchtigungen des
Schutzgutes Boden zu rechnen.
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2.5 Schutzgut Wasser

2.5.1 Bewertungskriterien
Grundwasser

- Verschmutzungsgefahr des Grundwassers
- Grundwasserneubildung, -dynamik
- Grundwasserbeschaffenheit

Oberflächengewässer
- Selbstreinigungsfunktion Oberflächengewässer
- Lebensraumfunktion der Gewässer und ihrer Uferbereiche
- Gewässerbeeinträchtigungen durch ufernahe Nutzung

Trinkwasserschutzzone
- Schutzstatus

2.5.2 Basisszenario

Grundwasser
Der Flurabstand des Grundwassers im Bereich des Sondergebietes mit der Zweckbe-
stimmung „Gewerbefläche am Kirchenholz" (SO 9) sowie der Ackerflächen am östli-
chen Rand des Deponiegeländes beträgt > 10 m. Aufgrund der Mächtigkeit bindiger
Deckschichten von > 10 m ist das Maßes des Grundwasserschutzes hoch. Die Grund-
wasserneubildung wird aufgrund des hohen Versiegelungsgrades (Deponiekörper) be-
reits jetzt beeinträchtigt.

Oberflächengewässer
Innerhalb der Ackerfläche am östlichen Rand des Änderungsbereiches ist ein Soli vor-
handen.

Trinkwasserschutzzone
Der Änderungsbereich befindet sich außerhalb von Trinkwasserschutzzonen. Eine
weitere Betrachtung entfällt dementsprechend.

2.5.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Grundwasser
Generell ist durch die Errichtung von Gewerbebetrieben von keiner Erhöhung der
Grundwassergefährdung auszugehen. Im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan
wird ein Entwässerungskonzept erarbeitet. Folgende grundsätzliche Aussagen kön-
nen getroffen werden:

- Die Ableitung des anfallenden Regenwassers im SO 9 kann über die nördlich
festgesetzte Fläche „Regenwassersammelbecken" mit anschließender Ablei-
tung in den angrenzenden Graben erfolgen.

- Das im SO 9 anfallende häusliche Abwasser kann in die Kläranlage der Depo-
nie geleitet werden.

- Das im SO 9 anfallende gewerbliche Abwasser soli auf dem jeweiligen Grund-
stück des Gewerbebetriebes aufbereitet werden.
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- lm Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung finden intensive Abstimmungen
zwischen Erschließungsplanern und der unteren Wasserbehörde statt.

Oberflächengewässer
Es sind keine Veränderungen des Kleingewässers (Teilbereich 2) vorgesehen. lm Um-
feld des Solis werden Waldflächen geschaffen. Es ist von keiner Verschlechterung des
Wasserhaushaltes auszugehen.

2.5.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

Die Situation innerhalb des Änderungsbereiches bliebe mit all seinen Vorbelastungen
bezügliches des Wasserhaushaltes erhalten.

2.5.5 Bewertung

Grundwasser
Bezüglich der aktuellen Gegebenheit kann der Änderungsbereich als vorbelastet be-
trachtet werden. Die Entwässerung des Änderungsbereiches wird im Rahmen der ver-
bindlichen Bauleitplanung betrachtet.

Oberflächengewässer
Von einer Verschlechterung der Gewässerqualität durch die angestrebte Etablierung
von Waldbereichen ist nicht auszugehen.

Zusammenfassend wird festgestellt, dass durch die Planung nicht von erheblichen Be-
einträchtigungen des Schutzgutes Wasser ausgegangen wird.

2.6 Schutzgut Fläche

2.6.1 Bewertungskriterien
- Größe der zusammenhängenden Freiflächen
- Naturnähe der Freiflächen
- Belastung der Freiflächen durch Lärm und Luftschadstoffe
- Flächenverbrauch

2.6.2 Basisszenario

Mit der hier betrachteten Änderung des Flächennutzungsplanes erfolgt im Wesentli-
chen eine Ergänzung von gewerblichen Nutzungen am westlichen Rand des beste-
henden Deponiegeländes. Es kommt zu keiner zusätzlichen Zerschneidung von Land-
schaft, da Flächen innerhalb des eingezäunten Deponiegeländes genutzt werden. Ge-
nerell ist auf dem Deponiegelände schon ein hoher Anteil von beeinträchtigten Flächen
vorhanden. Es handelt sich um Versiegelungen für Gebäude und sonstige bauliche
Anlagen. Der Teilbereich 1 besitzt eine Flächengröße von rund 16 ha. Gemäß den
Festsetzungen des Bebauungsplanes können rund 80% dieser Fläche versiegelt wer-
den. lm Übergang zur freien Landschaft ist im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 18
eine Heckenpflanzung vorgesehen.
Die Schaffung von Waldflächen am östlichen Rand des bestehenden Deponiegelän-
des dient der naturschutzfachlichen Aufwertung.
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2.6.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Im Vergleich zum bestehenden aktiven Deponiegelände nimmt der Anteil des künfti-
gen SO 9 einen verhältnismäßig geringen Anteil ein.
Am östlichen Rand des Änderungsbereiches erfolgen keine Versiegelungen.

3.6.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

Bei Nichtdurchführung der Planung würde der westliche Teilbereich weiterhin als Gras-
und Lagerfläche bestehen. Der östliche Teilbereich würde wahrscheinlich weiterhin als
Acker genutzt.

2.6.5 Bewertung — Schutzgut Fläche

Es erfolgt eine Nutzungsergänzung auf dem eingezäunten Deponiegelände. Diese
Nachnutzung bzw. Nachverdichtung anthropogen vorbelasteter Bereiche ist generell
einem Verbrauch von freier Landschaft vorzuziehen.

Mit der Umsetzung der Planung sind keine erheblichen Beeinträchtigungen des
Schutzgutes Fläche zu erwarten.

2.7 Schutzgut Luft und Klima

2.7.1 Bewertungskriterien
- Veränderung des Klimas
- Veränderung der lufthygienischen Situation
- Vegetation als klima- und lufthygieneregulierende Faktoren
- Klimawandel

2.7.2 Basisszenario

Das Klima im Plangebiet ist aufgrund der Nähe zur Ostsee maritim beeinflusst. Die
Jahresmitteltemperatur und die mittlere Niederschlagsmenge von 550 bis 600 mm lie-
gen deutlich unter dem Durchschnitt der Planungsregion Westmecklenburg. (HEYER,
1972). Aktuell liegen die Werte im Durchschnitt bei bis zu 650 mm (Messung IAG).
Große Windstärken sowie eine hohe Luftfeuchtigkeit prägen das Klima entlang der
Ostseeküste.
Vorbelastungen des Schutzgutes Klima ergeben sich für den Untersuchungsbereich
aus dem bereits bestehenden Deponiebetrieb.
Die physikalische Wirkung verschiedenartiger Bodenbedeckungen, Windbeeinflus-
sung sowie andere anthropogene Einflüsse bewirken bei insgesamt einheitlich ange-
nommenen Strahlungsverhältnissen der klimatischen Sonnenenergie verschiedene
Strahlungsumsätze.
Dabei entsteht Kaltluft durch Abstrahlung der am Tage aufgenommenen Energiemen-
gen. Unbedeckte oder nur mit niedriger Vegetation bestandene Böden (Acker, Wiesen,
Ödland, Brachland) weisen höhere Abstrahlungswerte auf als Wälder, bei denen
Stockwerksaufbau, Baumarten und Bestandsdichte differenziert wirken (HEYER, 1972).
Während der Nachtstunden entsteht somit auf „offenen" Flächen kühlere Luft als über
anderen Räumen.
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Das Meso- und Mikroklima des Untersuchungsraumes wird von der Ausprägung der
natürlichen und baulich gestalteten Umwelt beeinflusst. Der Raum um das Vorhaben-
gebiet ist vorrangig von Wald- und Ackerflächen geprägt und weist somit ein typi-
sches Klima der Küste und der offenen Landschaft auf. Durch fehlende bauliche Struk-
turen wäre in diesem Bereich die Produktion von Frischluft über die Bildung von Ka It-
luftbahnen theoretisch möglich, jedoch wird die Kaltluftbildung durch den vorhandenen
Deponiekörper (aufgrund seiner Höhe und Breite) stark eingeschränkt, sodass hier
kaum Effekte der Kaltluftbildung erkennbar sind. Eine Erweiterung der Deponiefläche
bzw. des - geländes ist demgegenüber vernachlässigbar.

Theoretisch sind Austritte luftverunreinigender Stoffe aus Deponien möglich. Bei Ein-
haltung aller technischen Vorgaben gemäß BlmSchG bzw. KrWG, die bereits auch
schon auf dem bestehenden Gelände umgesetzt werden (z.B. durch entsprechende
Filteranlagen/Befeuchtung von Stäuben), kann davon ausgegangen werden, dass ver-
unreinigende Stoffe nicht in gefährdender Konzentration austreten (www.ihlen-
berg .de/gutachten-zum-gesundheits-und-umweltschutz.html).
Staubentwicklung durch Abbau von Erdmassen oder -umlagerung können das direkte
Umfeld beeinträchtigen. Siedlungsbereiche sind davon nicht betroffen.
Durch den umlaufenden Gehölzstreifen im Randbereich, welcher ergänzt wird, werden
die Austritte nach außen abgepuffert und reduziert.

2.7.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Großklimatische Veränderung sind durch die Planung nicht zu erwarten. Es handelt
sich im Wesentlichen zum einem um Ruderalflächen mit grasartigem Aufwuchs (Teil-
bereich 1) und zum anderen um lntensivacker (Teilbereiche 2). Diese besitzen keine
hervorzuhebende Bedeutung für die Frischluftentstehung. Es ist lediglich eine kleine
Gehölzgruppe auf der Fläche des künftigen SO 9 vorhanden. Vorbelastungen sind
durch flächenhafte Versiegelungen gegeben.

Bei Einhaltung aller technischen Vorgaben gemäß BlmSchG bzw. KrWG, die bereits
auch schon auf dem bestehenden Gelände umgesetzt werden (z.B. durch entspre-
chende Filteranlagen/Befeuchtung von Stäuben), kann davon ausgegangen werden,
dass verunreinigende Stoffe nicht in gefährdender Konzentration austreten (www.ihlen-
berg .de/gutachten-zum-gesundheits-und-umweltschutz.html).
Staubentwicklung durch Abbau von Erdmassen oder -umlagerung können das direkte
Umfeld beeinträchtigen. Siedlungsbereiche sind davon nicht betroffen.
Durch den umlaufenden Gehölzstreifen im Randbereich, welcher ergänzt wird, werden
die Austritte nach außen abgepuffert und reduziert.

Die Etablierung von Firmen, die sich mit Recycling beschäftigen sind positiv für das
Entgegenwirken des Klimawandels. Der sparsame Umgang mit Ressourcen spielt hier-
bei eine entscheidende Rolle.

Die Entwicklung von Waldflächen im Osten ist generell als positiv für die Entwicklung
des Klimas zu betrachten.
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2.7.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

Bei Nichtdurchführung der Planung würden die derzeitigen Klimaparameter kaum ver-
ändert.

2.7.5 Bewertung — Schutzgut Klima und Luft

Aufgrund der bestehenden Vorbelastungen und den verhältnismäßig geringfügigen Er-
weiterungen wird bei der Umsetzung der Planungsziele nicht mit gravierenden Auswir-
kungen auf das Klima gerechnet.

2.8 Schutzgut Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter

2.8.1 Bewertungskriterien
- Vorhandensein schützenswerter oder geschützter Kultur- und Sachgüter

2.8.2 Basisszenario

Zum gegenwärtigen Kenntnisstand befinden sich keine Bau- und Bodendenkmäler in-
nerhalb des Geltungsbereiches.

2.8.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Sofern während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt
werden, ist gemäß § 11 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG) unverzüglich die untere
Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen.

2.8.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

Bei Nichtdurchführung der Planung sind keine Veränderungen zu erwarten.

2.8.5 Bewertung — Schutzgut Kult. Erbe und sonst. Sachgüter

Aufgrund des Nichtvorhandenseins von Denkmälern und sonstigen Sachgütern sind
weitere Betrachtungen des Schutzgutes nicht erforderlich. Die gesetzlichen Bestim-
mungen des Denkmalschutzgesetzes sind zu beachten.

2.9 Schutzgut Landschaft/Ortsbild

2.9.1 Bewertungskriterien
- Charakter/Erkennbarkeit
- Vielfalt/Eigenart und Schönheit/Natürlichkeit des Landschafts-/Naturraumes
- Lage im Landschaftsschutzgebiet

2.9.2 Basisszenario

Der Änderungsbereich ist maßgeblich durch die Lage an oder innerhalb des beste-
hende Betriebsgeländes der IAG charakterisiert. lnnerhalb des künftigen S09 sowie
im direkten Anschluss daran sind bereits bauliche Anlagen vorhanden. Des Weiteren
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ist der Deponiekörper selbst prägend. Die Umgebung wird größtenteils durch Grün-
bzw. Gehölz-/Waldstrukturen abgeschirmt.

Der westliche Teil des Änderungsbereiches ist bereits aktuell als Teil des Deponiege-
ländes wahrnehmbar. Es ist bereits eingezäunt. lm südlichen Bereich sind bereits La-
gerflächen vorhanden.

Der östliche Bereich stellt sich aktuell als ackerbaulich genutzt dar. Landschaftlich her-
vorzuheben ist ein Soll mit Gehölzen im Uferbereich.

Aufgrund der Vorbelastungen werden die Eigenart, Schönheit sowie die Natürlichkeit
der Landschaft als gering bewertet.

2.9.3 Prognose des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung

Mit der Umsetzung der Planung werden die Waldbereiche im östlichen Teil des Ände-
rungsbereiches ergänzt. Dies trägt zu einer Aufwertung des Landschaftsbildes bei und
schirmt den Deponiekörper weiter ab.
lm Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 18 wird am westlichen Rand des Geltungsbe-
reiches eine Heckenpflanzung festgesetzt. Diese Hecke mindert die visuellen Auswir-
kungen, die durch die zusätzliche Bebauung entstehen.

2.9.4 Prognose des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung

Die Gemeinde Selmsdorf hat sich im Vorfeld der Ausweisung von neuen Gewerbeflä-
chen mit den innerhalb des Gemeindegebietes vorhandenen auseinandergesetzt. Ne-
ben den zu erwartenden Synergien zwischen den anzusiedelnden Gewerbebetrieben
mit dem Schwerpunkt Recycling und Kreislaufwirtschaft und der Deponie spielten bei
der Flächenauswahl auch die Auswirkungen auf das Landschaftsbild eine entschei-
dende Rolle. Beim gewählten Standort sind die Beeinträchtigungen auf das Land-
schaftsbild aufgrund der Vorbelastungen und der geplanten und bestehende Abschir-
mung durch Gehölzstrukturen als gering anzunehmen.

Wenngleich bei einer Nichtdurchführung zusätzliche Beeinträchtigungen des Land-
schaftsbildes vermieden werden, sind die Auswirkungen als gering einzustufen.

2.9.5 Bewertung — Schutzgut Landschaft/Ortsbild

Aufgrund der dargestellten Argumentation unter Berücksichtigung der Vorbelastungen
werden die Auswirkungen auf das Landschaftsbild als gering eingeschätzt.

2.10 Wechselwirkungen Schutzgüter

Gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 71 BauGB sind im Rahmen der Umweltprüfung die Wechselwir-
kungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes zu berücksichtigen.
Wie den einzelnen Schutzgutkapiteln entnommen werden kann, erfüllen bestimmte
Strukturen im Änderungsbereich vielfältige Funktionen. Umweltfachliche Entwick-
lungsziele und Wirkungen auf die Schutzgüter können sich gegenseitig sowohl positiv
als auch negativ verstärken oder abschwächen.
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Maßgeblich für die Planung ist die zusätzliche Überbauung bzw. Versiegelung. Der
Boden interagiert mit seinen spezifischen Funktionen des Wasserhaushaltes. Ebenso
bestehen Wechselwirkungen des Bodens als Lebensraum für Pflanzen und Tiere.
Eine zusätzliche Versiegelung ist nur für den westlichen Teil des Änderungsbereiches
anzunehmen. In den geplanten bzw. vorhandenen Waldflächen sind positive Auswir-
kungen auf Natur und Landschaft zu erwarten.

Die Wechs'elwirkungen, wie beispielsweise zwischen Bodenversiegelung und Versi-
ckerungsfähigkeit sowie Verlust an Lebensraum, werden bereits im Rahmen der
Schutzgutabarbeitung auf der Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (Bebauungs-
plan Nr. 18) berücksichtigt.

2.11 Störfalle

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind im planungsrelevanten Umfeld keine Störfallbe-
triebe vorhanden. Aufgrund der aktuellen Nutzungen sind diese im planungsrelevanten
Umfeld auch nicht zu erwarten.

2.12 Kumulierung mit anderen Planungen

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind innerhalb der Grenzen der Gemeinde Selmsdorf
bzw. im planungsrelevanten Umfeld keine weiteren Planungen vorgesehen, die eine
kumulierende Wirkung hervorrufen würden.
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3. Entwicklungsprognose zum Umweltzustand

Im vorangestellten Kapitel wurden die Entwicklungsprognosen des Umweltzustandes
bei Durchführung der Planung als auch bei Nichtdurchführung der Planung dargestellt.
Nachfolgend erfolgt eine Gesamteinschätzung der Entwicklungsprognose zum Um-
weltzustand.

3.1 Entwicklung des Umweltzustandes bei Planungsdurchführung

Der hier betrachtete Änderungsbereich umfasst im Wesentlichen ein bestehendes De-
poniegelände. Größtenteils ist dieses auch bereits in der aktuellen Fassung des Flä-
chennutzungsplanes als Sonstiges Sondergebiet Deponie dargestellt.
Die hier betrachteten Ergänzungen beziehen sich im Wesentlichen auf die geplanten
Gewerbeansiedlungen am westlichen Rand des Änderungsbereiches und die Etablie-
rung von Waldflächen am östlichen Rand des Deponiegeländes.

Mit der Umsetzung der Planung erfolgt eine vollständige Überformung des westlichen
Teilbereiches mit Bebauung.

Grundsätzlich werden durch die Schaffung von Waldflächen im östlichen Bereich po-
sitive Auswirkungen auf Natur und Umwelt erwartet.

3.2 Prognose zur Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung

Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Ansiedlung von Gewerbebetrieben an
anderer Stelle im Gemeindegebiet umgesetzt werden. In der Überprüfung der Stand-
ortalternativen wurden bei den anderen Flächen höhere Auswirkungen auf Natur und
Umwelt prognostiziert. Die Ackerflächen würden wahrscheinlich weiter Bestand ha-
ben.

3.3 Anderweitige Planungsmöglichkeiten

Standortwahl
Im Rahmen des Bebauungsplanes erfolgte eine intensive Auseinandersetzung mit der
Standortwahl. Diese ist nachfolgend übernommen:

Der Deponiestandort ist seit Ende der 1970er etabliert. Der überwiegende Teil des
Deponiegeländes ist bereits Gegenstand des wirksamen Flächennutzungsplanes in
der Fassung der 9. Änderung. Dort wird das Deponiegelände als Sonstiges Sonder-
gebiet (SO) „Sondermülldeponie" dargestellt. Entscheidend ist hier die Erweiterung
des SO 9, welches diesen Bereich überschreitet. In Abstimmung mit dem Landkreis
Nordwestmecklenburg ist für diese Erweiterung eine Änderung des Flächennutzungs-
planes zwingend erforderlich.

Es erfolgte eine Überprüfung der Ansiedlung von zusätzlichen Gewerbeflächen inner-
halb des Gemeindegebietes. Die geplante Gewerbeansiedlung dient der wirtschaftli-
chen Stärkung der Gemeinde und Region und liegt somit im öffentlichen Interesse der
regionalen Bevölkerung. Die Gemeinde hat sich in der Vergangenheit intensiv mit
möglichen Standorten für eine Neuansiedlung von Gewerbebetrieben
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auseinandergesetzt. lm Ergebnis gibt es zwei Gewerbestandorte, die entwickelt wer-
den sollen. Zum einen innerhalb des Bebauungsplanes Nr. 9 der Gemeinde Selmsdorf
zwischen der B 104 und der Ortsverbindungsstraße nach Lauen und zum anderen in-
nerhalb des SO 9 des Bebauungsplanes Nr. 18. Mit der Planung des SO 9 bzw. der
Gewerbefläche am Kirchholz wird das Ziel verfolgt, Betriebe anzusiedeln, die sich
überwiegend mit der Aufbereitung und der Weiterverarbeitung von Wertstoffen sowie
der Erzeugung und Speicherung von regenerativen Energien beschäftigen.
Für eine Ansiedlung von Gewerbe dieser Art ist die Nähe zur Deponie zentral. Durch
die Ausrichtung des SO 9 auf z.B. Abfallweiterverarbeitung und Speicherung regene-
rativer Energie ergeben sich künftig sinnvolle Synergien zwischen Deponiebetrieb und
Gewerbestandort. Dies zum Beispiel durch kurze Transportwege vom vorgesehenen
Wertstoffhof im SO 9 zu den Flächen der Deponie. Dadurch werden Staub-, Schad-
stoff- und Lärmimmissionen erzeugt durch Transportverkehr, vermieden. Teilweise
handelt es sich um geplante Einrichtungen, die dem Recycling dienen.

Städtebauliche Konzeption
Das dem Bebauungsplan Nr. 18 zugrunde liegende städtebauliche Konzept wird im
Wesentlichen durch die vorhandenen Nutzungen geprägt. Die Möglichkeiten der Er-
weiterungen der Nutzungen im Rahmen des Bebauungsplanes wurden ausführlich dis-
kutiert. Die Nutzungen im bestehenden Deponiegelände werden durch die mit dem
Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen überwiegend im Bestand gesichert.
lnsbesondere im Zusammenhang mit der Vorbereitung des erneuten Entwurfes des
Bebauungsplanes Nr. 18 erfolgte eine intensive Auseinandersetzung mit den geplan-
ten Erweiterungen bzw. Entwicklungen innerhalb des Deponiegeländes. Für die Wei-
terentwicklung wird die Schaffung von Gewerbeflächen mit der Ausrichtung Recycling
und Kreislaufwirtschaft als richtungsweisend für die Zukunft der Gemeinde angesehen.

Am östlichen Rand des Änderungsbereiches sind Waldflächen vorgesehen. Von den
ursprünglichen Absichten hier Oberboden zur Abdeckung des Deponiekörpers zu ge-
winnen, wird Abstand genommen.
Die Fläche ist im wirksamen Flächennutzungsplan derzeit als Fläche mit landwirt-
schaftlicher Nutzung dargestellt.

Vermeidungsgebot
Gemäß § 15 BNatSchG ist der Verursacher eines Eingriffes verpflichtet vermeidbare
Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Beeinträchtigungen
sind vermeidbar, wenn zumutbare Alternativen, den mit dem Eingriff verfolgten Zweck
am gleichen Ort ohne oder mit geringeren Beeinträchtigungen von Natur und Land-
schaft zu erreichen, gegeben sind. Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden werden
können, ist dies zu begründen.

Die Gemeinde Selmsdorf hat sich im Zusammenhang mit der Erarbeitung des Bebau-
ungsplanes Nr. 18 mit dem benannten Vermeidungsgebot auseinandergesetzt.

lm Vordergrund steht hier die Reglementierung des Deponiebetriebes sowie der
Schaffung eines Gewerbestandortes mit dem Schwerpunkt Recycling und Kreislauf-
wirtschaft. Hier werden Synergien zwischen den Deponiebetrieb und den Gewerbebe-
trieben erwartet. Standortalternativen im direkten Umfeld der Deponie sind stark be-
grenzt und die derzeitige Ruderalfläche im Westen des Plangebietes einzig sinnvoll
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und effektiv. lm Osten und Süden grenzt das Stadtgebiet von Schönberg an das De-
poniegelände an. Nördlich des Plangebietes verläuft die B 104 und weitere Ackerflä-
chen. Hier sind außerdem Windkraftanlagen sowie gesetzlich geschützte Biotope vor-
handen. Somit ist eine Erweiterung in nördliche Richtung ebenso ausgeschlossen.
Eine Ergänzung der Nutzung am Rand des bestehenden Deponiegeländes unter der
Nutzung von bestehenden lnfrastruktureinrichtungen ist hier somit eindeutig zu präfe-
rieren. Für die Zufahrt wurde eine Variantenuntersuchung durch das lngenieurbüro
Möller, Grevesmühlen, erarbeitet. Hier wurde die Variante gewählt, bei der insgesamt
die geringsten Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten sind.

lnnerhalb des bestehenden Deponiegeländes ändert sich der Anteil der Bebauung und
Versiegelungen verhältnismäßig geringfügig. Deutliche Veränderungen sind im Be-
reich des SO 9 zu erwarten. Bestehende Grünstrukturen bleiben im Wesentlichen er-
halten. Um eine Abschirmung von der freien Landschaft zu gewährleisten, ist eine He-
ckenpflanzung entlang der Grenze des SO 9 vorgesehen.

Um den gesetzlichen Vorgaben des § 15 BNatSchG zu folgen, werden im Rahmen der
verbindlichen Bauleitplanung die Eingriffe in Natur und Landschaft gewürdigt und bi-
lanziert. Es werden entsprechende Ausgleichsmaßnahmen innerhalb und außerhalb
des Geltungsbereiches erarbeitet.

4. Zusätzliche Angaben

4.1 Methodik und Hinweise auf Schwierigkeiten

Als Grundlage für die beschreibende Darstellung und Bewertung sowie als Daten-
quelle wurden Luftbildauswertungen, Ortsbegehungen und die Planunterlagen zum
Bebauungsplan Nr. 18 verwendet. Außerdem wurde auf gültige Rechtsvorschriften
und Fachdaten zurückgegriffen.

Wie bereits einleitend zum Umweltbericht dargestellt, erfolgt parallel zur hier behan-
delten Änderung des Flächennutzungsplanes die Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 18. lm Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung findet ein intensiver Austausch
mit der zuständigen Naturschutzbehörde statt. Diese Fachdiskussionen führten zu ei-
ner Ergänzung und Präzisierung der Aussagen auf der Ebene des Bebauungsplanes.
Für die Darstellungen der Änderung des Flächennutzungsplanes wird auf die übliche
Abschichtung nach BauGB abgestellt, soweit relevant und möglich werden die Er-
kenntnisse des Bebauungsplanes genutzt.

lm Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung sind verschiedene naturschutzfachliche
Belange vertiefend zu beachten. Dies betrifft beispielsweise Belange des Artenschut-
zes und der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung.

4.2 Hinweise zur Durchführung der Umweltüberwachung

Gemäß § 15 Absatz 2 BNatSchG ist der Verursacher unvermeidbarer Eingriffe ver-
pflichtet, diese durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege
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auszugleichen bzw. zu ersetzen. Diese werden im Rahmen der verbindlichen Bauleit-
planung festgelegt.

Im Rahmen des Bebauungsplanes Nr. 18 der Gemeinde Selmsdorf wurden eine aus-
führliche Eingriffsbilanzierung sowie umfangreiche Kompensationsmaßnahmen erar-
beitet.

5. Allgemein verständliche Zusammenfassung

Mit der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes befasst sich die Gemeinde Selms-
dorf mit der Weiterentwicklung innerhalb des Deponiegeländes. Im Rahmen des pa-
rallel erarbeiteten Bebauungsplanes Nr. 18 erfolgte eine intensive Auseinanderset-
zung mit der zukünftigen Entwicklung der Nutzung auf dem Deponiegelände.
Dabei stellte sich die Ergänzung von Gewerbebetrieben mit dem Schwerpunkt Recyc-
ling und Kreislaufwirtschaft als eines der entscheidenden Aspekte heraus um eine dem
Klimawandel angemessene Entwicklung herbeizuführen. Des Weiteren werden im Zu-
sammenhang mit der Planung Waldflächen am östlichen Rand des Geltungsbereiches
geschaffen.

Aufgrund der mit dem Bebauungsplan Nr. 18 verbundenen Ergänzung des SO 9 wird
nun eine Änderung des Flächennutzungsplanes erforderlich.

Mit dem hier vorliegenden Umweltbericht auf der Ebene der vorbereitenden Bauleit-
planung wurde geprüft, ob mit den Planungszielen der 10. Änderung des Flächennut-
zungsplanes der Gemeinde Selmsdorf mögliche erhebliche, nachteilige Auswirkungen
auf die Umwelt zu erwarten sind. Bezüglich der Bearbeitungstiefe wird auf die übliche
Abschichtung abgestellt. Die Umweltprüfung auf der Ebene der vorbereitenden Bau-
leitplanung bezieht sich generell auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und
allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach lnhalt und Detaillierungsgrad der
Flächennutzungsplanänderung angemessener Weise verlangt werden kann. Die Be-
arbeitung der 10. Änderung des Flächennutzungsplanes und des Bebauungsplanes
Nr. 18 erfolgt im Parallelverfahren. In Abstimmung mit dem zuständigen Landkreis er-
folgt die Aufstellung der hier behandelten Flächennutzungsplanänderung im verein-
fachten Verfahren.

Die lnhalte der bereits vorhandenen Untersuchungen werden nachrichtlich in die
10. Änderung des Flächennutzungsplanes aufgenommen.

Aufgrund der bestehenden Nutzung des Änderungsbereiches sind anthropogene Vor-
belastungen vorhanden. Die Gemeinde möchte mit der Planung zum einen die Ent-
wicklung der Deponie selbst regulieren und zum anderen sich im Bereich der erneuer-
baren Energien profilieren und sich im Hinblick auf den Klimawandel zukunftsfähig auf-
stellen.

Mit der Umsetzung des Vorhabens sind Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes
(Pflanzen, Tiere, Boden, Wasser etc.) zu erwarten. Die Betrachtung und Bewertung
der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgen auf der Ebene der ver-
bindlichen Bauleitplanung.
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Diese geplanten Eingriffe werden durch geeignete Ausgleichs- und Minderungsmaß-
nahmen innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches kompensiert. Erhaltungs-
und Pflanzgebote fördern die Einbindung der geplanten Bebauung in den Siedlungs-
und Landschaftsraum.

Die Betroffenheit von gesetzlich geschützten Bäumen und Biotopen wird ausführlich
im Rahmen des Bebauungsplanes betrachtet. Hier werden auch die ggf. notwendigen
Ausnahmeanträge gestellt.

Eine Betroffenheit von nationalen oder internationalen Schutzgebieten liegt nicht vor.

In Bezug auf die Betroffenheit artenschutzrechtlicher Belange wird auf die Untersu-
chungen im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung verwiesen. Für den Bebau-
ungsplan Nr. 18 wurde ein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag in Form einer Potenti-
alabschätzung erarbeitet. In diesem Fachbeitrag werden Maßnahmen aufgezeigt, die
ein Eintreten von Verbotstatbeständen gemäß § 44 Abs. 1 BNatSchG verhindern.
Mit der Erarbeitung des erneuten Entwurfes des Bebauungsplanes erfolgte eine De-
taillierung und Präzisierung der Darstellungen. Als Resultat werden u.a. Bauzeitenre-
gelungen getroffen sowie Ersatzquartiere bzw. Habitate geschaffen.

lnnerhalb des Änderungsbereiches wurden Gehölzflächen aufgenommen, die gemäß
des Landeswaldgesetz als Wald anzusprechen sind. Für die neue Zufahrtsstraße zum
SO 9 sind Eingriffe in den Waldbestand erforderlich. Hierfür wird im Rahmen des Be-
bauungsplanes Nr. 18 in Abstimmung mit der zuständigen Forstbehörde ein Waldum-
wandlungsverfahren eingeleitet. Des Weiteren finden Abstimmungen mit der Forstbe-
hörde und unteren Naturschutzbehörde zur einer Ausgleichsfläche für den Waldverlust
bzw. Ausgleichszahlung statt.

Für die geplante Erstaufforstung am östlichen Rand des Änderungsbereiches ist auf-
grund der Flächengröße zwischen 5-10 ha Allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls
(UVP-Vorprüfung) gemäß § 5 UVPG in Verbindung mit Anlage 1 Nr. 17.2.2 notwendig.
Diese wird im Rahmen des erneuten Entwurfes des Bebauungsplanes Nr. 18 bei der
zuständigen Forstbehörde eingereicht.

Zusammenfassend sind die Umweltauswirkungen in der nachfolgenden Tabelle dar-
gestellt. Es sei darauf verwiesen, dass angrenzend an die Änderungsbereiche bereits
das Sonstige Sondergebiet „Sondermülldeponie" dargestellt ist und auch seit etwa vier
Jahrzehnten entsprechend genutzt wird.
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Schutzgut Ausgangslage - Auswirkungen Maßnahmen zur Eingriffsvermeidung bzw.
Minderung/Ausgleichs- Ersatzmaßnahmen
Schaffung von Heckenstrukturen als Abgrenzung
und zur Gliederung.

Schaffung von Gehölzflächen positiv zu bewer-
ten.

Boden Überplanung eines Randberei-
ches des eingezäunten Deponie-
geländes für Gewerbebetriebe.

Teilweise bereits Versiegelungen
vorhanden.

Schaffung von Waldflächen

Wasser Grundwasserflurabstand >10 m

Am östlichen Rand Ackersoll vor-
handen.

Im Rahmen des Bebauungsplanes wurde detail-
liertes Entwässerungskonzept erarbeitet.

Bleibt erhalten

Fläche Nutzung eines bereits anthropo-
gen vorbelasteten Bereiches

Konzentration von Eingriffen in bereits vorbelas-
tete Bereiche.

Klima/Luft Geringfügige kleinklimatische Ver-
änderungen durch die zusätzliche
Bebauung

Die Ansiedlung von Gewerbeunternehmen mit
dem Schwerpunkt Recycling/Kreislaufwirtschaft
ist grundsätzlich positiv zu betrachten.

Tiere und
Pflanzen

Deponiegelände selbst stark anth-
ropogen vorbelastet

Betroffenheit des Ackersolls ist zu
untersuchen

Behandlung auf der Ebene der verbindlichen
Bauleitplanung

Maßnahmen im Rahmen des artenschutzrechtli-
chen Fachbeitrages dargestellt
Verhinderung des Eintretens von Verbotstatbe-
ständen nach § 44 BNatSchG möglich

Erhalt bzw. Schaffung von Habitat-/Grünstruktu-
ren

Land-
schaftsbild

Starke Vorbelastungen durch den
bestehenden Deponiebetrieb und
den damit verbundenen baulichen
An lagen

Nutzung einer vorbelasteten Fläche

Abschirmwirkung durch Erhalt bzw. Schaffung
von Gehölzstrukturen

Mensch Schaffung von wichtigen wirt-
schaftlichen Strukturen innerhalb
des Gemeindegebietes

Erweiterung und Verbesserung von bestehenden
gewerblichen Strukturen

Kultur- und
Sachgüter

Keine Bau- bzw. Bodendenkmale
bekannt

entfällt
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